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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der ll„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24° Januar 196? hin
durch

Senatspräsident Dr, H a u e 1 s e n

. — Vorsitzender 93
Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z lund

Bundesrichter S o n n e n b e r g &
Bundessozialriohter L ä e r und

Bundessozialrichter K N i a t k o w‘s k i

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 13° April“

1966 wird zurückgewiesen°
!

!
Kosten sinü nicht zu erstatten°

!
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_Der Kläger, geboren am 8„ November 1890, war von 192% bis
1944 als Selbständiger in Magdeburg tätig° Seit 1" Februar

1946 leistete er als Selbständiger Pflichtbeiträge zur
Sozialversicherung in der sowjetisch besetzten Zone (882),
im Jahre 1953 flüchtete er aus Magdeburg in die Bundesre-

publik Deutschland Nach der _Fluéht war er nicht __mehr ver—

sicherungSpflichtig beschäftigt°

Die Beklagte bewilligte demKläger für die zeit; vom3.„ Janu—
ar 1957 an das Altersruhegeld; sie rechnete hierbei die

Zeit vom 1° Januar 1945 bis zum 510 Januar 1946 als Ersatz—

zeit nach @ 28 Abs° 1 Nr° 6 des Angestelltenversicherungs-

gesetzes (AVG) an° Der Kläger wollte dann nach Art° 2 $ 50

Abs° 1 des Angestelltenversicherungs-Neuregelung$gesetzes
_(AnVNG) Beiträge für die Zeit von 1924 bis 19#4 nachent—

richten, um einen An3pruch auf ein höheres Altersruhegeld

zu erwerben„ Die Beklagte verneinte aber mit Bescheid vom

16" Juli 1962 und mit dem Widerspruchsbescheid vom 80 März
1963 die Berechtigung des Klägers zur Nachentrichtung von.

Beiträgen nach Art° 2 5 50 Abs° 1 AnVNG, weil der Kläger

nach seiner Flucht keine versicherungspflichtige Beschäfti—

gung oder Tätigkeit aufgenommenhabe; sie hielt hieran

auch111demBescheidVom31QDezember1965undin dem
Wider5pruchsbescheid vom 50 März l96#fest°

Mit der K1age“machte deeriagerwge1tendy—die Beklagte

habe seine;Berechtigung zur Nachentrichtung von Beiträgen

zu Unrecht verneint; er - der Kläger - habe sich nach '

seiner Flucht vergeblich um eine
(abhängige) Arbeit

„_ 3_;1
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Jbemüht„ dies sei der Aufnahme einer versicherungs-

pflichtigen Beschäftigungim Sinnedes Art„ 2 5 50
Abs° l AnVNG gleichzustellen; außerdem habe er im

‘
Anschluß an die ihm als Flüchtling zuerkannte Ersatz—

Lzeit nach 5 28 Abs° l Nr° 6 AVG, nämlich im Jahre 1946
eine versicherungspflichtige Beschäftigung in der SBZ

ausgeübt„ dies genüge den Erfordernissen des Art. 2

@50 Abs° 1 AnVNG°Das Sozialgericht (SG) Köln wies
die Klage durch Urteil vom 9° Juli 1965 ab° Die Berufung

des Klägers wies das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—
Westfalen-durch Urteilwvomvljn Aprilwl966 zurück:

Der Kläger sei nicht zur Nachentrichtung Von Beiträgen

nach Art° 2 5 50 AnVNG berechtigt‚ weil er nicht binnen

drei Jahren nach seiner Flucht im Jahre 1953 eine ver-

sicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen habe;

vergebliche Bemühungen um eine abhängige Arbeit könnten

die Aufnahme einer versicherungepflichtigen Beschäfti-

gung? wie sie Art° 2 @50 Abs° l thNG vorschreibt,
nicht ersetzen; die vor der Flucht liegende Ersatz—

zeit nach @ 28 Abs° 1 Nr„ 6 AVG und die daran anschließende

versicherungSpflichtige Tätigkeit in der SBZ könnten das

Recht'zur_Nachentrichtung von Beiträgen nicht be-
gründen°

HDas LSG_ließ die Revision zu°

:.Der Kläger legte fristgemäß und form3erecht Revision

ein; er beantragte, ‘

das Urteil des SG Köln vom 9° Juli 1965

_und das Urteil des Landessozialgeriehts—

‘ Nordrhein—Westfalenvom15, April 1966
aufzuheben sowie die Beklagte -

unter

Aufhebung'ihrer entgegenstehenden Bescheide —

&

._
..-

—
.„
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zu verurteilen, Beiträge für die Zeit von
1942 bis 1944 nach Art° 2 @ 50 Abs; 1 AnVNG
entgegenzunehmen und diese Beiträge„ sobald

sie entrichtet sind, bei Berechnung des

Altersruhegeldes des Klägers ab l° Januar

1957 zu berücksichtigeno

' Der Kläger rügte, das LSG habe Art„ 2 $ 50 Abs° 1 AnVNG

verletzt, es habe zu Unrecht angenommen, daß die versiche-

rungspflichtige Tätigkeit, -die er im Anschluß an die Er-

“'satzzeit nach %■äi■■mr%irNr“*6*seit*i9h6*in"der SBZ aus—
geübt habe, den Erfordernissen des Art° 2 5 50 AbSo 1 AnVNG

nicht ent3pre0he° ‘

Die Beklagte beantragte‚

die Revision des Klägers zurückzuweisen°

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (95.162 Abs; 1

Nr° l‚ 164 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG—); sie
ist jedoch unbegründet

Streitig ist, ob der Kläger nach Art., 2 5 50 Abs° 1 AnVNG
( = Art° 2 5'52 Abs° 1 Arbeiterrentenversicherungs—Neu»
regelungsgesetz — ArVNG -) Beiträge zur Angestellten-

versicherung für die Zeit von 1924 bis 19#4 nachent—
richten darf, um dadurch einen Anspruch auf ein höheres
Altersruhegeld

zu erwerben„ Diese Frage hat das LSG zu Recht

verneint; es hat zu Recht ent5chieden, daß der Kläger die

Vergünstigung des Art° 2 € 50 Abs° l AnVNG nicht bean—

spruchen kann°
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Der Kläger ist Flüchtling im Sinne des 5 5 des Bundes—
vertriebenengesetzes, vor der Flucht aus der SBZ im Jahre

1953 ist er als Selbständiger erwerbstätig gewesen; er

gehört damit zwar zu dem Personenkreis des Art" 2 5 50
Abs° l AnVNG; daß er in der SBZ als Selbständiger pflicht-

versichert gewesen ist, schadet nichts (Urt.° des BSG

vom 23° Juli 1965, SozR Nr° 7 zu Art. 2 5 52 ArVNG). Der

Kläger erfüllt aber die weitere Voraussetzung für die

Anwendung des Art„ 2 $ 50 Abs° l AnVNG nicht,9 die darin
besteht} daß der”Fluchtling“6i■heh“dräiw■ä■re■“näöh"der

Flucht eine versicherungspflichtige, d.,h° eine mit Pflicht-

beiträgeh belegte (Urt° des BSG vom 23, März 1965‚ SozR

Nr° 6 zu Art() 2 5 52 ArVNG) Beschäftigung oder Tätigkeit

aufgenommen haben muß°

Die Voraussetzung der Aufnahme einer versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit ist nicht —
wie der Kläger meint — dadurch erfüllt; daß er im

Anschluß an die ihm als Flüchtling zuerkannte Ersatz-

zeit nach 5 28 Abs° l Nr° 6 AVG seit 1946 in der SBZ

eine versicherungSpflichtige Tätigkeit ausgeübt hat,

die Vergünstigung des Art° 2 $ 50 Abs„ 1 AnVNG setzt

eine Beschäftigung oder Tätigkeit voraus‚ die erst gggh

der Flucht im Geltungsbereich des Gesetzes aufgenommen

worden ist (vgl„ auch Urt° des BSG vom 23„ Juli 1965:

SozR Nro 7 zu Art„ 2 5 52 ATVNQ)oDas Gesetz knüpft die
Vergünstigung für die früher Selbständigen an die Tat-

bestände der Vertreibung‚ der Flucht und Evakuierung;

es beschränktsie Jedochavi....Rensen%„.‚„éis.„....'„f19_innen
drei Jahren nach der Vertreibung„ Flucht oder der

Evakuierung oder nach Beendigung einer Ersatzzeit im

Sinne des 5 28 Abs° l Nr° 6 AVG eine versicherungs-

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit aufgenommen

haben"„ Eine Ersatzzeit nach 5 28 Abso l Nr° 6 istü

danach nur insofern beachtlicha als sie mit der 7er-

.
3
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ltre1bung„ Flucht oder Evakuierung beginnt und sich ihr

anschließt Liegt im Anschluß an die Vertreibunga Flucht
‘ oder Evakuierung ein Ersatzzeitéhtatbestand im Sinne des

@ 28 Abs° 1 Nr" 6 AVG vor, so wird dadurch der Beginn der

Frist für die Aufnahme einer versicherungspflichtigen

Beschäftigung aufgeschoben; nur insoweit ist die Ersatz— f

.
zeit im Sinne des @ 28 Abs° 1 Nr° 6 AVG für die Anwendung

des Art„ 2 5 50 AnVNG bedeutsam„

in e Ersatzzeit nach 5 28 Abs° 1 Nr„ 6 AVG und eine an-
„l■ehließende„versic3929951p1119n1156„Beschäftiguns_vor der

‚Vertreibung oder Flucht erfüllen die Voraussetzungen des
Art„ 2 5 50 AnVNG nichto Das ent3pricht dem Zweck der Vor—_-

schrift; Vertriebene und Fäüchtlinge sollen ihren Ver-
sicherungsschutz durch Beitragsnachentrichtung erweitern

können„ wenn sie sich nach dem vertreibungsbedingten oder

fluchtbedingten Verlust iürer selbständigen Erwerbs'cätigkeit

dem Kreis der
rentenversicherungspflichtigen

Personen an—

schließen; erst nach ihrem (alsbaldigen) Eintritt in die

Versichertengemeinschaft Per neuen Heimat soll ihnen die

Vergünstigung der Beitra$snachentrichtung offen stehen„

Sinus-und

Entstehungsgeséhichte

des Gesetzes lassen danach„

wie das LSG zutreffend Äusgeführt hat‚ deutlich erkennen‚.

daß eine Ersatzzeit nach @28 Abs° 1 Nro 6 AVG zwar den
Ablauf

der3dreijährigej
Frist für die Aufnahme einer ver*

sicherungsbflichtigen eschäftigung aufschieben kann‚ daß%
sie aber nichts

an dem gesetzlichen Tatbestandsmerkmal

ändert,
wonach

diese Béschäftigung nach der Vertreibung

oder Flucht liegen muß;

Zu Recht hat auch das LSG in der Vorschrift des 5 36 Abs 1
Nr„ # AYGäüber die

Anréchnung
der Ausbildung als Ausfall-

zeit eineiStützé se21ne3
Auffassung gesehen; auch in diesem

Falle ist - wie das}Gesfäetzhier ausdrücklich vorschreibt -
nur eine :sich der Ausb11oung anschließende Ersatzzeit er-

\
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‘”heblich; auch hier hat diese Ersatzzeit die Bedeutung‚ den
Beginn der Frist für die Aufnahme einer versicherungspflich-

'tigen Beschäftigung, von der die Anrechnung der Ausfallzeit

—abhängt„ aufzuschieben°

Die Möglichkeit„ Beiträge nach2uentrichten, ist durch Art° 2
'„_5 50 Abs° l AnVNG nur für die Personen geschaffen, die auf

Grund einer versicherungspflichtigen Beschäftigung Pflicht-

beiträge geleistet haben (Urt„ des BSG vom 25„ März 1963,

SozR Nr° 6 zu Art° 2 $ 52 ArVNG)° Der Kläger hat nach seiner
Flucht im Jahre 1955 keine Pflichtbeiträge mehr geleisteto Die

'Leistung mindestens eines Pflichtbeitrages ist aber für die

Vergünstigung des Art° 2 $ 50 Abs° 1 AnVNGunerläßlich, das

\Gesetz läßt insoweit keine "Anpassung an individuelle Einzel—
umstände" zu; die Frage, aus welchen Gründen der Kläger nach

seiner Flucht keine versicherung3pflichtige Beschäftigung

oder Tätigkeit ausgeübtähat, ist daher unerheblich°

i
Da das LSG zutreffend entschieden hat, ist die Revision nicht

\
begründet; sie ist zurücrzuweisen°

Die Kostenentscheidung fälgt
aus 5 193 SSG°
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